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WZG § 16
"aus der Kurfürst-Quelle"

Zur Frage des warenzeichenmäßigen Gebrauchs einer 
Quellenbezeichnung auf dem Etikett einer Mineral­
wasserflasche.
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Der I. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 21. November 1980 durch 
den Vorsitzenden Richter Dr. Frhr. v. Gamm und die Rich­
ter Alff, Dr. Merkel, Dr. Piper und Dr. Teplitzky

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil 
des 5. Zivilsenats des Kammergerichts vom 4. Au­
gust 1978 aufgehoben.
Die Berufung der Klägerinnen gegen das Urteil 
der Zivilkammer 16 des Landgerichts Berlin, zu­
gestellt an Verkündungs Statt am 8.6.1977, wird 
zurückgewiesen.
Den Klägerinnen fallen auch die Kosten des Beru- 
fungs- und des Revisionsverfahrens zur Last.

Von Rechts wegen

Tatbestand

Die Klägerin zu 1 ist u.a. Inhaberin folgender einge­
tragener Warenzeichen:

5277 , mit Priorität vom 17. April 1895;
111469 in Verbindung mit einem Bildteil,

mit Priorität vom 16. Oktober 1908;
696235 i mit Priorität vom 19. Oktober 1956;
763554 mit Priorität vom 20. Juli 1962.

Die Klägerin zu 2 ist Inhaberin des eingetragenen 
Warenzeichens

866399 > mit Priorität vom 14. November I969.
Die Beklagte verwendet für ihre Mineralwässer u.a. 

folgende Etiketten:
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NATÜ RL ICHES  M IN E R A L W A S S E R  
M IT  K O H L E N S Ä U R E  V E R S E T Z T  

aus der K ^H ^N lu e llQ  
Hauptbestandteile in mgftg »ach dar Analyst des 
Cnern. Laboratoriums Fresenius vom 31 1.1974:

KATIONEN: ANIONEN:
Natrium 3S5.10 Chlend 3*4.43
Calcium 15.20 Hydrogen-Carbonat 321.63
Magnesium (.24 Suttat 12.23
Kalium 3.34 Carbonat 22.13
SPUP.EHBESTAHDTEILE:
Fluorid, Ammonium. Strontium, Mangan. Eistn

MINERALBRUNNEN GMBH
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Natürl iches
Mineralwasser

c S & M ** NATCH 3HUNNEN

N A T Ü R L I C H E S  M IN E R A L W A S S E R '  
M I T  K O H L E N S Ä U R E  V E R S E T Z T

aus der K
Hauptbestandte ile  in mg'kg 
na<:h der Analyse des Chem 
Laborator iums Fresenius 
vom 30 1. 1974 
K A T IO N  UN:
Natr ium 399,10 • Calc ium 
19,20 Magnesium 6,24 •
Ka l ium  3,04 i
AN IO N  KN.
C h lo r id  384,40 • Hydro 
gen Carbonat 321,60 •
Sulfat 92,20 • Carbonat 
22,80

hQuellc
SPU REN BES TA N DTE ILE:  

F luor id ,  Ammonium, Stront- 
tium, Mangan, Eisen

E in  gesunder Naturbrunnen, 
am Que l lo rt  abgefüllt, 

für Ih r  tägliches W o h l­
befinden. Auch hervor­

ragend geeignet 7 u m  
Mixen und zur Zubereitung 

von Speisen und Getränken

M I N li RA UJ RU N  NUN  G M ß  H



Die Bezeichnung “K^BHB-UueLie”, auf den vorste­
hend wiedergegebenen Etiketten enthalten, ist von der 
Beklagten für eine der von ihr verwerteten Quellen als 
Phantasiebezeichnung gebildet worden.

Die Klägerinnen haben die Auffassung vertreten, die 
Beklagte verstoße mit dem Gebrauch der Flaschen-Etiket- 
ten gegen die Warenzeichenrechte der Klägerinnen, insbe­
sondere gegen das Warenzeichen N̂ H H H P N der Klä­
gerin zu 2, ferner gegen das Recht der Klägerin zu 1 
an der Firma Die Worte ”aus der
Quelle” würden warenzeichenmäßig verwendet. Sie höben 
sich in der Mitte des Etiketts deutlich ab. Die Verpflich­
tung zur Nennung der Quelle (§7 Abs. 2 Nr. 1 Tafelwäs- 
serVO) widerspreche der Annahme eines warenzeichenmäßigen 
Gebrauchs nicht, weil der Verbraucher davon nichts wisse. 
Auf eine Benutzungsfreiheit im Sinne des § 16 WZG könne 
sich die Beklagte nicht berufen. Denn es habe keine Ver­
anlassung bestanden, eine der Quellen der Beklagten gera­
de mit dem Wort "K^flHfc-Quelle” zu bezeichnen. Weil der 
Verkehr " K ^ H H t ” und "Ftf^” nicht hinreichend unter­
scheide, bestehe Verwechslungsgefahr zumindest im weite­
ren Sinne. Schließlich verstießen die Etiketten gegen 
§ § 1 , 3  UWG. Die Klägerinnen haben zuletzt beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, es bei Vermeidung 
eines vom Gericht für Jeden Fall der Zuwider­
handlung festzusetzenden Ordnungsgeldes bis zu 
500.000,—  DM, ersatzweise Ordnungshaft, oder 
Ordnungshaft bis zu sechs Monaten - die Ord­
nungshaft zu vollziehen an dem Geschäftsführer 
der Beklagten - zu unterlassen, die Bezeichnung 
"aus der KgHBM^-Quelle” geschäftlichen Ver­
kehr zu gebrauchen.
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Die Beklagte hat Klagabweisung beantragt und die Auf­
fassung vertreten, sie benutze die Worte "aus der K \ 0 M ^ £ -  
Quelle" nicht warenzeichenmäßig. Eine besondere Herausstel­
lung der Quelle liege nicht vor. Sie verhalte sich nur ent­
sprechend dem Deklarationszwang der TafelwässerVO. Es han­
dele sich um rein sachliche Angaben im Sinne des § 16 WZG, 
die übereinstimmend mit dem Gebrauch in der Branche verwen­
det würden. Auch ein Verstoß gegen § 3 UWGf insbesondere 
in Verbindung mit der TafelwässerVO, liege nicht vor. Die 
Etiketten der Beklagten enthielten deutlich den Ortshin­
weis Bielefeld. Wenn der Ort der Quelle und der Sitz des 
Abfüllbetriebes zusammenfielen, müsse der Ortshinweis für 
die Quelle nicht wiederholt werden.

Das Landgericht hat eine warenzeichenmäßige Benutzung 
verneint und die Klage abgewiesen. Auf die dagegen gerich­
tete Berufung der Klägerinnen hat das Kammergericht die 
Beklagte antragsgemäß verurteilt. Mit der dagegen gerich­
teten Revision verfolgt die Beklagte ihren Klagabweisungs­
antrag weiter. Die Klägerinnen beantragen, die Revision 
zurückzuweisen.

I. Das Berufungsgericht führt aus, die von der Beklag­

sei mit den eingangs genannten Warenzeichen der Klägerin­
nen (ausgenommen das reine Bildzeichen Nr. 111 469) ver­
wechselbar. Dies gelte insbesondere für die Gegenüberstel-

Entscheidungsgründe

ten gewählte und benutzte Bezeichnung " i-Quelle"

lung " " einerseits und " [-Quelle" an­
dererseits.



Es führt weiter aus, in der Verwendung der Worte 
"aus der Quelle" sei auch eine zeichenmäßige
Benutzung zu sehen. Bei Wortzeichen, wie sie hier vorlä­
gen, sei jede Verwendung des geschützten Wortes als wa­
renzeichenmäßige Verwendung anzusehen, wenn nicht die 
Art und Weise der Ankündigung auch den unbefangenen 
Durchschnittsverbraucher erkennen lasse, daß es sich um 
eine bloße Beschaffenheitsangabe und um eine andere Wa­
re als die des Zeicheninhabers handele. Um eine erkenn­
bar beschreibende Angabe handele es sich hier jedoch 
nicht. Allerdings müsse auf den Gefäßen von Mineralwäs­
sern der Name und der Ort der Quelle und der Name des 
Quelleigentümers oder die Firma des Vertriebsunterneh­
mens angegeben sein. Allein mit dem Hinweis, daß die Be­
klagte ihrer lebensmittelrechtlichen Erklärungspflicht 
nach den Vorschriften der TafelwässerVO entsprochen ha­
be, sei aber eine andere als eine warenzeichenmäßige Ver­
wendung der angegriffenen Bezeichnung "aus der 
Quelle" nicht dargetan. Es handele sich bei der von der 
Beklagten verwendeten Bezeichnung nicht um eine herkömm­
liche, der örtlichen Bevölkerung im Sinne eines heimat­
kundlichen Namens bekannte. Vielmehr hätte anstelle der 
Bezeichnung "K^J^B^-Quelle" ebensogut jede andere Phan­
tasiebezeichnung gewählt werden können. Für den vorlie­
genden Fall sei deshalb die Wahl eines zeichenverletzen­
den Quellnamens in Verbindung mit einem Gebrauch zur Be­
zeichnung der Quelle auf dem Flaschenetikett als waren­
zeichenmäßiger BenutzungsVorgang anzusehen. Nicht ausge­
schlossen werde diese Betrachtungsweise dadurch, daß die 
Beklagte außer der Quellenkennzeichnung ("aus der K<|^ 
^PB^-Quelle") für das abgefüllte Produkt ferner die Be­
zeichnung oder Brunnen" be­
nutze. Es gelte entsprechend dem Firmenrecht der Satz,
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daß, wer in seinen Firmenrechten durch die Firma eines 
anderen, insbesondere eines frei gewählten Bestandteils 
verletzt sei, sich nicht entgegenhalten zu lassen brau­
che, daß der Verletzer nach gewerberechtlicher Vorschrift 
gehalten sei, außer seinem Namen zugleich seine Firma am 
Eingang des Ladengeschäfts usw. anzubringen.

Die gegen diese Beurteilung gerichtete Revision hat 
Erfolg.

II. Als Gegenstand des Rechtsstreits hat das Beru­
fungsgericht allein die Frage angesehen, ob die Beklagte 
durch den Gebrauch der Worte ’’aus der K i ^H^P~QueIle" 
auf den beiden im Tatbestand des Berufungsurteils wieder­
gegebenen Etiketten Bezeichnungsrechte der Klägerin ver­
letzt oder gegen wettbewerbsrechtliche Vorschriften ver­
stoßen habe. Das ist nicht zu beanstanden. Zwar geht der 
Wortlaut sowohl des Klageantrags als auch des Urteils­
ausspruchs über diesen Streitgegenstand hinaus, wenn be­
antragt worden ist, die Beklagte zu verurteilen, es zu 
unterlassen, die Bezeichnung ’’aus der K^H[|^-Quelle" im 
geschäftlichen Verkehr zu gebrauchen, und wenn die Ver­
urteilung entsprechend gefaßt worden ist. Die Beschränkung 
auf die konkrete Verletzungsform ergibt sich Jedoch so­
wohl aus der Begründung des Klagewortrags wie auch aus 
den Gründen des Berufungsurteils.

III. 1. Es kann dahingestellt bleiben, ob die Revi­
sionsangriffe gegen die Annahme einer Verwechslungsgefahr 
zwischen den Klagezeichen und den Worten ’’aus der K ^ p  
^PH^-Quelle” begründet sind. Denn Jedenfalls die Beur­
teilung der konkreten Verwendung der Bezeichnung "aus der
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K ^ m ^ - Q u e l l e  " als warenzeichenmäßiger Gebrauch hält der 
rechtlichen Nachprüfung nicht stand.

Ein warenzeichenmäßiger Gebrauch ist nach ständiger 
Rechtsprechung anzunehmen, wenn der flüchtige Durchschnitts- 
Verbraucher den Eindruck gewinnen kann, die Bezeichnung 
diene zur Unterscheidung der so gekennzeichneten Ware von 
gleichen oder gleichartigen Erzeugnissen anderer Herkunft; 
die Bezeichnung weise also auf den Ursprung der Ware aus 
einem bestimmten Geschäftsbetrieb hin (BGH GRUR 1968,
365 - pralinfe). Hiervon, wie auch von dem weiteren Grund­
satz, daß der Begriff der warenzeichenmäßigen Benutzung 
weit zu ziehen ist und eine unmittelbare Anbringung der 
Bezeichnung auf der Etikettierung der Waren für einen 
zeichenmäßigen Gebrauch spricht, ist das Berufungsger- 
richt mit Recht ausgegangen (vgl. BGH GRUR 1971, 251, 252 - 
Oldtimer). Ein zeichenmäßiger Gebrauch scheidet jedoch 
gleichwohl aus, wenn - wie das Berufungsgericht zutreffend 
betont - unzweideutig festzustellen ist, daß bei dem 
Durchschnittsleser die Auffassung, es handle sich um 
einen betrieblichen Herkunftshinweis für die Ware, nach 
Lage der Verhältnisse des Einzelfalls nicht aufkommen 
kann (vgl. BGH GRUR 1961, 280, 281 - Tosca).

Hierfür ist jedoch, wie das Berufungsgericht nicht 
hinreichend beachtet hat, die Natur der in Frage stehen­
den Bezeichnung sowie die konkrete Art und Weise ihrer 
Benutzung mit von ausschlaggebender Bedeutung. So hat der Bun­
desgerichtshof wiederholt darauf verwiesen, daß die Verwendung ft 

beschreibender Angaben, für deren Allgemeingebrauch ein Frei­
hai tebedürfni s besteht, den Eindruck einer betrieblichen 
Herkunftsbezeichnung im allgemeinen weniger leicht aufkom­
men läßt; bei solchen Angaben besteht daher im allgemeinen
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besonderer Anlaß zu der Prüfung, ob tatsächlich eine 
warenzeichenmäßige Benutzung vorliegt (BGH GRUR 1968,
365 - pralinä). Dies gilt selbst dann, wenn die beschrei­
bende Angabe in der Gesamtkennzeichnung besonders her­
ausgestellt wird (BGH aaO S. 366). Dabei kommt es wesent­
lich auf die Art der Ware, die angekündigte Beschaffen­
heit und die Auffassung des Verkehrs an, insbesondere 
wenn entsprechend den Gepflogenheiten auf dem einschlä­
gigen Warengebiet die Hervorhebung bestimmter Eigenhei­
ten der Ware, etwa einer bestimmten Sorte, Qualität 
oder Geschmacksrichtung erwartet wird (BGH aaO S. 366;
BGH GRUR 1969, 274, 275 - Mokka-Express; 1969, 348,
351 - Anker Export).

Das Berufungsgericht ist zwar mit Recht davon aus­
gegangen, daß es sich bei der angegriffenen Bezeichnung 
“aus der Quelle" nicht um eine reine beschrei­
bende Angabe handelt. Es ist jedoch dem Umstand nicht hin­
reichend gerecht geworden, daß die Bezeichnung 
Quelle” der Name der Quelle ist, aus dem die unter den 
Kennzeichnungen Brunnen” und " B f ^ ^ B ^ I ^ ”
vertriebenen Mineralwasser stammen, und ferner, daß die­
ser Quellenname nach § 7 Abs. 2 der TafelwässerVO in der 
Fassung vom 11. Februar 1938 (RGBl I S. 199 = BGBl III, 
2125 - 4 - 9) auf den Gefäßen der Mineralwasser anzu­
bringen ist. Eine solche - entsprechend den gesetzlichen 
Vorschriften - seit Jahrzehnten allgemein vorgenommene 
Angabe der jeweiligen Mineralwasserquelle bleibt nach 
der Lebenserfahrung nicht ohne Einfluß auf die Verbrau­
chererwartungen (vgl. BGH GRUR 1958, 32, 33 - Hafer­
schleim; 1964, 269, 272 - Grobdessin); der Verkehr wird 
einer solchen Angabe der Mineralwasserquelle - jeden­
falls dann, wenn die Etikettierung zusätzlich eine hier-
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von abweichende, eindeutig betriebliche Herkunftskenn­
zeichnung aufweist - einen Hinweis auf die örtliche Her­
kunft des Mineralwassers (vgl. BGH GRUR 1977, 260, 261 - 
Friedrich Karl Sprudel) und gleichzeitig einen Hinweis 
auf die Beschaffenheit des Wassers als Mineralwasser ent­
nehmen (vgl. § 11 Nr. 6 der TafelwasserVO, BGH GRUR 1978, 
55, 56 - Quellwasser; BGH v. 8.3.1974 - I ZR 26/73 - 
Brunneneinheitsflasche). Dagegen wird der Verkehr in einem 
solchen Fall - ähnlich wie bei reinen Beschaffenheitsan­
gaben - im allgemeinen keine Veranlassung sehen, den blo­
ßen Hinweis auf die Mineralwasserquelle, aus der das frag­
liche Mineralwasser stammt, als betrieblichen Herkunfts­
hinweis auf den Abfüllbetrieb und/oder das Vertriebsun­
ternehmen zu werten.

2. Ist aber davon auszugehen, daß angesichts der 
durch die gesetzliche Regelung in § 7 Abs. 2 der Tafel- 
wässerVO bedingten Branchenübung der Verkehr den Hinweis 
auf die Mineralwasserquelle, aus der das angebotene Mine­
ralwasser stammt, in erster Linie als örtlichen Herkunfts­
hinweis und als Hinweis auf die Beschaffenheit des Was­
sers wertet, so kann nicht - wie offenbar das Berufungs­
gericht meint - von einer tatsächlichen Vermutung der 
zeichenmäßigen Benutzung ausgegangen werden. Vielmehr 
hätte das Berufungsgericht unter Würdigung dieser beson­
deren Verhältnisse bei der Bezeichnung von Mineralwasser 
sich nunmehr im Hinblick auf § 286 ZPO in erster Linie 
mit der Wirkung der auf den Etiketten beherrschend auf­
gedruckten Bezeichnungen bzw.

auseinandersetzen müssen, weil nach dem 
ersten Anschein diese nach Art einer Marke verwendet 
werden, was die Annahme eines warenzeichenmäßigen Ge­
brauchs der Worte "aus der K^IBB-Quelle" ferner lie-
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gend erscheinen, zumindest eine etwaige tatsächliche 
Vermutung als widerlegt erscheinen läßt.

Einer Zurückverweisung an das Berufungsgericht zur 
Nachholung dieser Prüfung bedurfte es jedoch nicht, weil 
die Entscheidungsgrundlagen im Berufungsurteil im not­
wendigen Umfang festgestellt sind. Soweit es sich um die 
Wertung der Worte "aus der K^IHHfc-Quelle" handelt, sind 
hinreichende ErfahrungsSätze verfügbar,so daß die von 
den Klägerinnen beantragte Meinungsumfrage nicht geboten 
ist. Der Senat kann deshalb selbst in der Sache entschei­
den.

3. Wie die vorgelegten Etiketten ergeben, werden die­
se durch die Bezeichnungen Brunnen" bzw.
"B^J^-Bronn” beherrscht. Durch deren mehrfache Größe und 
Stärke gegenüber der übrigen Beschriftung und die Anord­
nung an den Stellen, an denen der Verkehr bei Mineralwas­
ser-Etiketten die Marke zu sehen gewohnt ist, treten sie, 
wie die Revision zutreffend geltend macht, als die eigent­
liche Bezeichnung der Ware hervor. Bestärkt wird dieses 
Verständnis durch die gesondert am Flaschenhals zu befe­
stigenden kleineren Etiketten, die als Bezeichnungen le­
diglich die Worte Brunnen" bzw. "B^f^-BBI^"
aufweisen. Zusätzlich wirkt in diesem Sinne noch der far­
big gehaltene Untergrund bei und
die farbige Ausführung bei "B^f^-B^^". Danach besteht 
hinsichtlich dieser Bezeichnungen hinreichender Grund für 
die Anwendung des Erfahrungssatzes, daß für den Verkehr 
ein kennzeichenmäßiger Gebrauch dann naheliegt, wenn die 
Angabe nach Art einer Marke auf der Ware oder ihrer Ver­
packung in der Weise herausgestellt wird, daß die Aufmerk­
samkeit des Verkehrs vornehmlich auf sie gerichtet und so
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der Eindruck vermittelt wird, sie solle schlagwortartig 
die Herkunft der Ware aus einem bestimmten Betrieb kenn 
zeichnen.

Demgegenüber tritt der Hinweis "aus der 
Quelle", wie schon das Landgericht ausgeführt hat, im 
Rahmen des Etiketten-Gesamtbildes wie auch in Schrift­
bild und -größe eindeutig zurück. Durch die sprachli­
che Fassung "aus der ..." wird dem Verkehr der Sinn der 
Bezeichnung als Name der für die Abfüllung verwendeten 
Mineralwasserquelle deutlich. Dieses Verständnis wird 
noch unterstützt durch die nachfolgenden Angaben über 
die Haupt- und Spurenbestandteile dieses Mineralwassers. 
Geht aber der Verkehr bei dieser Etikettengestaltung da­
von aus, daß die besonders herausgehobenen Bezeichnungen 

B f V H V  und als Marken auf
die betriebliche Herkunft der Mineralwasser hinweisen 
und die weitere Bezeichnung "aus der K^BH^^-Quelle" 
den Namen der Quelle angibt, aus der das Mineralwasser 
stammt, so läßt sich die Annahme des Berufungsgerichts, 
der Hinweis auf den Quellennamen werde vom Verkehr gleich 
zeitig als betrieblicher Herkunftshinweis im Sinne des 
Kennzeichnungsrechts verstanden, nicht mit der Lebenser­
fahrung vereinbaren. Vielmehr ist davon auszugehen, daß 
der Hinweis "aus der K^^IB-Quelle" als örtlicher Her­
kunftshinweis und in Zusammenhalt mit den nachfolgenden 
Angaben Über die Bestandteile des Mineralwassers als Be­
schaff enheitsangabe aufgefaßt wird.

Damit scheiden aber kennzeichnungsrechtliche Ansprü­
che aus, ohne daß es noch darauf ankommt, ob solche An­
sprüche eine so weitgehende Verbotsfassung rechtfertigen 
können.
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4. Da mangels einer zeichenmäßigen Benutzung kenn­
zeichnungsrechtliche Ansprüche gegen die hier allein in 
Frage stehende Benutzungsform ausscheiden, bedarf es kei­
ner Prüfung mehr, ob die Klägerinnen kennzeichnungsrecht­
liche Ansprüche unmittelbar gegen den - willkürlich, wenn 
auch möglicherweise auf historischem Hintergrund, gewähl­
ten - Quellennamen selbst durchsetzen können oder etwaige 
Ansprüche gegen den angeblich seit 1967/1968 unbeans*tan- 
det geführten Quellennamen verwirkt sind.

IV. Auch auf die weiter von den Klägerinnen heran­
gezogenen Bestimmungen der § § 1 , 3  UWG, 17 Abs. 1 Nr. 5 
LMBG, § 7 Abs. 2 Nr. 1 TafelwässerVO kann der geltend ge­
machte Unterlassungsanspruch nicht gestützt werden.

Die Etikettierung entspricht zwar insofern nicht der 
Bestimmung des § 7 Abs. 2 Nr. 1 TafelwässerVO, als die 
Beklagte nur den Quellennamen, nicht aber den Ort der Quel­
le angegeben hat; die Angabe ihres - mit dem Ort der Quelle 
übereinstimmenden - Firmensitzes am unteren Rand des Eti­
ketts genügt den Anforderungen der TafelwässerVO nicht. 
Gleichwohl ist dieser Mangel nicht nur ohne Einfluß auf 
die kennzeichnungsrechtliche Beurteilung (oben Ziff. III), 
sondern auch wettbewerbsrechtlich ohne entscheidende Be­
deutung. Für einen wettbewerbswidrigen Wettbewerbsvorsprung 
oder eine wettbewerbsrechtlich relevante Irreführung läßt 
sich hieraus nichts entnehmen.

Eine wettbewerbsrechtlich relevante Täuschung läßt 
sich, ohne Vorliegen weiterer die Wettbewerbswidrigkeit be­
gründender Umstände, auch nicht daraus herleiten, daß sie 
Beklagte das Mineralwasser aus der F^^^^-Quelle unter 
zwei verschiedenen Marken in Verkehr bringt (vgl. BGH GRUR
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1979# 707, 708 - Haller). Solche besonderen Umstände 
sind hier aber nicht vorgetragen worden.

V. Das Berufungsurteil war danach aufzuheben und 
die Berufung der Klägerinnen gegen das klagabweisende 
Urteil des Landgerichts zurückzuweisen. Die Kostenent 
Scheidung beruht auf § 97 Abs. 1, § 91 ZPO.

v. Gamm Alff Merkel

Piper Teplitzky
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